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Die sächsische Staatsregierung hat es sich zum Ziel
gesetzt, bis zum Jahr 2020 nicht nur finanziell auf
 eigenen Beinen zu stehen, sondern auch (wieder) zu
den wirtschaftlich erfolgreichsten Regionen in Europa
zu gehö ren. Ein ehrgeiziges Ziel, wie die Regierungs-
parteien selber zugeben, und in der Tat: Bislang ist man
davon noch weit entfernt. Das derzeitige Niveau der
 öffentlichen Ausgaben lässt sich nur durch erheb-
liche Mittelzuwendungen aus Solidarpakt II und Länder -
finanzausgleich finanzieren, und die wirtschaftliche Pro-
Kopf-Leistung liegt noch immer um mehr als ein Viertel
hinter dem Niveau der westdeutschen Bundesländer.
Im Schnitt ist die Wirtschaftskraft Sachsens lediglich
mit der von Hunsrück oder Eifel vergleichbar, und selbst
die drei sächsischen Großstädte, die im Vergleich der
sächsischen Regionen untereinander füh rend sind, er-
reichen bislang nur etwa 90 % der Wirtschaftskraft der
schwächsten Ruhrgebietsstädte (die kürzlich mit Ver-
weis auf die gut aus gebaute Infrastruktur im Osten die
Transferleistungen für die neuen Länder grundsätzlich in
Frage stellen wollten). Viel erreicht, ja, aber auch noch
viel zu tun!

Aber ist deswegen das eingangs genannte Ziel
 unerreichbar? Folgt man gängigen Projektionsrechnun-
gen zur weiteren wirtschaftlichen Entwicklung, so muss
man tatsächlich eher pessimistisch sein. So wird es in
Teil bereichen der sächsischen Wirtschaft wegen der
beschleunigten Schrumpfung des Erwerbspersonen-
potenzials – die Zahl der Personen im erwerbsfähigen
Alter wird sich bis 2025 um etwa 20 % verringern –
schon bald zu einem Mangel an Arbeitskräften kom-
men, der sich auch negativ auf das wirtschaftliche
Wachstum auswirken dürfte. Gleichzeitig führen die
 Abnahme der Bevölkerung und die angesichts der
 Degression öffentlicher Transferleistungen notwendigen
Einsparungen bei Land und Kommunen zu einer Nach-
fragedämpfung, was die wirtschaftliche Dynamik
nochmals abschwächen dürfte. Eine weitere Annähe-
rung der wirtschaftlichen Pro-Kopf-Leistung an west-
deutsche Vergleichswerte ist zwar wahrscheinlich, eine
Angleichung in überschaubarer Zeit aber wohl nicht.
Bestenfalls das Niveau der strukturschwächeren west-
deutschen Bundesländer dürfte bis zum Auslaufen des
Solidarpaktes II im Jahr 2020 erreicht werden – doch
selbst das ist noch nicht sicher.

Allerdings beruhen diese Projektionsrechnungen, auch
wenn sie in sich schlüssig sind, auf der Annahme weit -
gehend unveränderter wirtschaftspolitischer Rahmen -
bedingungen. Zwar muss man anerkennen, dass die
Einflussmöglichkeiten der (Landes-)Politik auf wirtschaft-
liche Entwicklungen beschränkt sind, gänzlich wirkungs-
los sind sie aber nicht. Mit klug gesetzten wachstums -
politischen Impulsen ist ein schnelleres Aufholen der
sächsischen Wirtschaft durchaus möglich.

Es sind im Wesentlichen zwei Ansatzpunkte, die
 dabei entscheidend sind. Zum einen geht es darum, die
immer noch starke Ausrichtung der sächsischen Wirt-
schaft auf die heimische Nachfrage aufzulösen – wenn
die Inlandsnachfrage infolge von Bevölkerungsschrump-
fung und fiskalischen Zwängen schrumpft, bedarf es
 einer stärkeren Ausrichtung auf überregionale Märkte in
Westdeutschland und im Ausland. Und zum anderen 
ist es erforderlich, das Produktivitätsniveau deutlich zu
steigern, also die Unternehmen in die Lage zu versetzen,
künftig mit weniger Arbeitskräften genauso viel oder
mehr zu produzieren. Beides ist nicht unmittelbar politisch
beeinflussbar; beides kann jedoch erreicht werden, wenn
es gelingt, die technologische Wettbewerbsfähigkeit säch-
sischer Unternehmen zu erhöhen, denn Inno vationen (auf
der Prozess- wie auf der Produktebene) dienen nicht nur
dem Produktivitätsfortschritt, sondern ermöglichen es
auch, neue Märkte zu erschließen. In soweit sollte die
 Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation
künftig Vorrang in der Wirtschaftspolitik haben.

Eigentlich ist das nichts Neues: Innovation (und Bil-
dung, die in einem weiteren Sinne überhaupt erst die
Grundlage für künftige Innovationen darstellt) wird in al-
len politischen Parteien (in Sachsen und auch anderswo)
als die wohl bedeutsamste Zukunftsaufgabe angesehen.
In der Praxis sieht es aber oftmals anders aus. So haben
Investitionen „in Beton“ (oder auch: „in Maschinen“) häu-
fig noch immer Vorrang vor Investitionen „in Köpfe“;
 Forschungs- und Technologiepolitik ist oftmals eher an
 Moden („Spitzentechnologien“) als an ihrem Beitrag zur
technologischen Erneuerung der heimischen Wirtschaft
in der Breite ausgerichtet; „Fairness“ und „Gerechtigkeit“
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zählen bei der Verteilung öffentlicher Mittel vielfach mehr
als Aspekte langfristiger Wachstumswirksamkeit. Man
kann der sächsischen Wirtschaftspolitik zu Gute halten,
dass sie diesbezüglich einiges besser macht als andere
Bundesländer. Ob es genug ist, sei dahin gestellt.

Es wäre jedoch zu kurz gegriffen, jetzt lediglich mehr
Geld für die Forschung (in Unternehmen, Forschungs -
einrichtungen oder auch Hochschulen) bereitzustellen.
 Innovationen entstehen nicht nur (und wahrscheinlich
nicht einmal primär) durch Schaffung neuen Wissens,
sondern vor allem auch durch Übertragung bestehenden
Wissens auf neuartige Zusammenhänge. Wichtiger als
die Initiierung neuer Forschungsförderprogramme er-
scheint es daher, den Technologietransfer zwischen Wis-
senschaft (innerhalb und außerhalb Sachsens) und Wirt-
schaft (in Sachsen) voranzutreiben. Gerade dies ist aber
eine schwierige Aufgabe, denn die Interessen von Hoch-
schulen (die primär am Erkenntnisgewinn ausgerichtet
sind) und Unternehmen (denen primär an der Umset-
zung von Wissen in marktgängige Produkte gelegen ist)
passen hier nicht so recht zueinander. Die Hochschulen
müssen es deshalb künftig in weit stärkerem Maße auch
als ihre Aufgabe begreifen, das global vorhandene Wis-
sen in den jeweiligen Fachgebieten für die potenziellen
Nutzer in den Unternehmen aufzubereiten; die Wirtschaft
wiederum muss den Mut aufbringen, für sich ergebende
Innovationsbedarfe verstärkt auch die Wissensvermitt-
lung durch die Wissenschaft einzufordern. Man muss
den Technologietransfer also institutionell breiter aufstel-
len: Nicht allein durch Transferstellen (wie sie an den
meis ten Hochschulen inzwischen eingerichtet wurden)
und branchenspezifische Netzwerkorganisationen (wie
sie, zumeist allerdings nur förderinduziert, inzwischen

auch schon recht häufig vorhanden sind), sondern auch
durch verbesserte Kooperationsanreize zwischen Hoch-
schule und Wirtschaft, durch stärkere Einbindung der
Hochschulen in die Aus- und Weiterbildung von Mit -
arbeitern, durch verstärkten Personalaustausch, durch
Einrichtung von Fachinformationssystemen und ähn -
lichem. Sachsen mit seiner vielfältigen Forschungsland-
schaft bietet hier Chancen, die andere (ostdeutsche)
Bundesländer so nicht aufweisen – die aber ganz offen-
kundig bisher noch nicht ausreichend genutzt werden.

Natürlich bedarf es darüber hinaus auch weiterer
wirtschaftspolitischer Maßnahmen, so bei der Sicherung
der Unternehmensnachfolge, der Standortentwicklung,
dem Werben um Neuansiedlungen. Gerade deshalb
wäre es auch falsch, wie es oft geschieht, Wirtschafts -
politik mit Förderpolitik gleichzusetzen – wettbewerbs-
fähig wird man nur, wenn man sich im Wettbewerb auch
zu behaupten hat (und Wirtschaftsförderung ist per se
wettbewerbsverzerrend, solange sie nicht allein dem
Nachteilsausgleich dient). Insoweit sollte man es auch
nicht allzu negativ sehen, dass die Fördermöglichkeiten
(z. B. infolge der Rückführung von EU-Strukturfonds -
mitteln) in den nächsten Jahren deutlich zurückgehen
werden, denn letzten Endes wird das dazu führen, dass
 Politik und Wirtschaft sich zunehmend auf ihre eigenen
Kräfte werden besinnen müssen – und das ist eine wich-
tige Voraussetzung dafür, dass Sachsen in absehbarer
Zeit tatsächlich zu den wirtschaftsstärksten Regionen
Europas aufrücken kann.

1 Der Beitrag ist unter dem Titel „Mehr Geld für Forschung ist zu wenig“
auch in der SÄCHSISCHEN ZEITUNG vom Samstag/Sonntag, den 26./27.
Mai 2012 erschienen.




